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Gewinnsucht" oder,,reine Geldgier" in den Ur-
teilsgründen nachzuweisen waren. Dies entfällt
nun nach der Gesetzesänderung. Der Gesetzge-
ber har das Tatbestandsmerkmal grober Eigen-
nutz ersatzlos gestrichen. Damit l iegt ein be-
sonders schwerer Fall bereits vor, wenn Steu-
ern in großem Ausmaß hinterzogen wurden,
ohne dass eine besondere Gesinnung des Täters
hinzutreten muss. Konsequenz eines besonders
schweren Falles: Der Strafiahmen ist deutlich
erhöht und reicht von mindestens 6 Monaten

biszu 10 Jahren Freiheitsstrafe. Zum Vergleich I
bei,,normaler" vorsätl l:cher Steuerhinterzie-
hung bestimmt das Gesetz ein Strafmaß von bis
zu fünf Jahren oder Geldstrafe.

Gleichzeitig kommt ein neuer Tatbestand der
besonders schweren Steuerhinterziehung hin-
zu: die bondennäßige Hinterziehung von Um-
sotzst e u e r ode r Vet b touchsle{./ern. D:ese Erwei-
terung ist als Ausgleich für den Wegfall des
5 370 a A0 zu sehen, der früher die gewerbs-
näßige und banden.näßige Sreuerhinterzie-
hung als Verbrechen ahnden sollte.

Der Tatbestand der Steuerheh/erei 537440,
wurde mit einem eigenen Strafrahmen ve6ehen
von bis zu fünfJahren od€r Geldstrafe, die ban-
denmäßige Steuerhehlerei wird der gewerbs-
mäßigen Steuerhehlerei gleichgestellt und
erhält einen Strafrahmen von mindestens 6 Mo-
nalen bis ru l0 Jahren Freiheitsstrafe. Zusä(z-
l ich wurde auch der Versuch der Steuerhehle-
rei nunmehr ausdrücklich unter Strafe gestellt.

Die Bundesregierung hatte seit längerem ange-
kündigt, ein harmonisches Gesamtsystem der
strafprozessualen heimiichen Ermittlungsme-
thoden zu schaffen. Nach den Berichten der
Bundesregierung hat d;e Anzahl der Anordnun-
gen lur Telekonrn,rnikationsüberwachung ir
absoluten Zahlen in den vergangenen lahren
zwar deutlich zugenommen. Unter Berücksich-
tigung des erheblichen Wachstums des deut-
schen Mobilfunkmarktes sowie der Tatsache,
dass von Straftätern gezielt eine Vielzahl von
Mobilfunkanschlüssen benutzt wird, um Uber-
wachungsmaßnahmen zu entgehen, ist tat-
sächlich ein Rückgang der Überwachungs-
dicht€ gemessen an der Zahl der überwachten
zu der stetig steigenden Zahl der gemeldeten
Anschlüsse zu verzeichnen, so die Gesetzesbe-
g rü ndu ng.

S 100a Strafprozessordnung (StPo) regelt die
Voraussetzungen für die Anordnung einer
Telekommunikationsüberwachung ohne Wis-
sen des Betroffenen und wurde durch das Ge-
setz zur Neuregelung derTelekommunikations-
überwachung und anderer verdeckter Ermitt-
lungsmaßnahmen komplett neu gefasst.
Grundsätzlich sind solche Maßnahmen nun-
mehr nach der Neufassung zulässig, wenn der
Verdacht einer sch were, stfolto t beste ht. Dar-
unter können solche Straftaten verstanden
werden, die eine l\,4indesthöchststrafe von fünf
Jahren Freiheltsstrafe aufweisen, in Einzelfäl-
len aufgrund der besonderen Bedeutung des
geschützten Rechtsguts oder des besonderen
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l \  | eben den vieldiskutierten gesetzlichen

I \ l Neu.eqelungen zum Jahresanfang, ü/ie
I Idem Unternehmenssteuerreformge-

setz 2008 und dem JahressteuerreformgeseE
' 2008, hat der Gesetzgeber von der offentl ich-

keit noch nicht so recht beachtete gesetzliche
Neuerungen mit t iefgreifenden Veränderungen
im Bereich der Steuerstrafi/erteidigung veräb-
schiedet.

Das Gesetz zur Neuregelung derTelekommuni-
kationsüberwachung und anderer verdeckter

. Ermittlungsmaßnahmen'), welches Anderun-
gen auch bei den Steuerstraftaten/Steuerord-
nungswidrigkeiter und neue Erm itt lu ngsrnög-
lichkeiten für die Strafi/erfolgungsbehörden und
damit auch für die Steuerfahndung mit sich
brachte. Es gilt in weiten Teilen ebenfalls seit
dem 01.01 .2008.

Zunächst ist zu erwähnen, das5 der bisherige
Verbrechenstatbestand det,,gewefusmä ßigen
u n d ba nd en mö ß ig en Steu erh i nte rzie h u n g" nach
dem alten 5370a der Abgabenordnung (A0)
aufgehoben wurde. Das oberste deutsche Straf-
gericht hatte in mehreren Urteilen die Verfas-
sungsmäßigkeit dieser Strafnorm ausdrücklich
bezweifelt, was in der Folge dazu führte, dass
deutsche Strafgerichte diese Norm nicht ange-
w€ndet haben. Der Gesetzgeber hat dies nun
endlich zum Anlass genommen, das Gesetz von
diesem Tatbestand zu befreien. Um die Ahn-
dung ,,besonders schwerer Fälle" von Steuer-
hinterziehung dennoch sicherzustellen, wurden
die übrigen Steuerhinterziehungstatbestände
geändert bzw. in ihrem Anwendungsbereich
erwetrerr.

IOpIC; oe|. u"ronders schwere Fall einer Steuerhin-
terziehunq laq bishervor, wenn derTäterSteu-
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Aparl lrcn the nucn discussed legal reoganßations
Fa wilh ehect kon the beqinninq of th$ yea( e. g. thp
Untene h nen s steuefi ef otn ges eh 4n I ß e m a n I aw s
an business tat rcforns) and the Jahrcssteueteforn-
geseE 2Uß (Gernan laws on annualtax reforns), the
legislatü has also passed s1ne legal n1velties - which
have n1t (eally received nuch attenti1n fran the public

so fat -with far-rcaching changes in the sectot af uini
nal defence in tax affairs.
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öffentlichen Interesses an der Straf,/erfolgung
aber auch eine geringere Freiheitsstrafe.
Gesetzliche Strafmilderungen für minder
schwere Fälle bleiben bei dieser Strafrahmen-
betrachtung unberücksichtigt.

In 5100a Abs. 2 5tP0 sind zusätzlich diejeni-
gen Straftaten konkret aufgeführt, bei denen
die heimliche Uberwachung angeordnet wer-
den kann. Neu ist hier, dass die schweren Straf-
tatbestände nach der Abgabenordnung in den
Katalog der Taten, deren Verdacht eine Tele-
kommunikationsüberwachung zulässt, aufge-
nommen wurden.

Durch die Einbeziehung des besonders schwe-
ren Falls der Steuerhinterziehung nach 5370
Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 A0 n.t. (bondennößigefort-
gesetzte Hinterziehung von Unsotz- oder Ver-
brquchssteuern) soll insbesondere die Verfol-
gung so genannter Umsatzsteuerkarusselle
verbessert werden, wofür ein erhebliches prak-
tisches Bedürfnis bestehe. Diese Form der Wirt-
schafts- und Transaktionskriminalität setzt 0r-
ganisationsstrukturen voraus, die nach Ansicht
des Gesetzgebers von außen in offen ermitteln-
der Form nicht zugänglich sind.

Der organisierten Kriminalität zuzurechnen lst
auch der Straftatbestand der gewerbsmäßigen
oder bandenmäßigen 5te ue h eh I erci nach S 37 4
Abs. 2 A0 n. F.; der Nutzziehung aus begange-
ner Steuerhinterziehung und damit auch der
Finanzierung organisierter Kriminalität soll
d€r Boden entzogen werden.

Der Gesetzgeber schä rft das Schwert der Fahn-
dungsbeamten, insbesondere auch der Steuer-
fahndungsbeamten, bei der Verfolgung von
Straftaten. Zielrichtung ist die schwere und die
organisierte Kriminalität.

Aufgabe des Steuerstrafoerteidigers ist es, mehr
denn.je darauf zu achten, dass nur dje Fälle mit
der heimlichen Telefonüberwachung verfolgt
werden, bei denen die besondere Schwere der
Tat die Verfolgungsmaßnahme rechtfertigt. Ein
Verdacht aufeine solche Tat ist nämlich schnell
behauptet, aber auch hierfür müssen richter-
l ich überprüfbare Tatsachen vorliegen. Nicht
jede steuerliche Ubertretung rechtfertigt diese
Ermittlungsmethoden. Gerade die Entscheidung
de5 Bundesverfassungsgerichtes in Sachen Vor-
ratsdatenspeicherung vom 11.3.2008 hat die
Einschränkungen deutlich gemacht, unterdenen
gewonnen€ Daten der Verfolgungsbehörde zur
Verfügung zu stellen sind. I

i) BGBI. 2007 I 3198 ff.
4 BGqt. 2047 I 3198 tr.
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Fü exanple, the law 0n the lleuegelung det Telekon-
nunikationsübeMachung und andercr verdecner
tunit ungsnaßnahnen1) (reoeanisation of telecon-
nunication surveillance and other neans of undercovel
invesfigation). which has also Dtoughl sone changes in
the field 0f investigati1n of tax crines/tax oflences as
well as new neth1ds of investigation fot the prcsecu-
ti1n authotities and hence alsq fot tax investigations.
Large patß of I have also been in effect since 1 Janua-
ty 2008.

fid 0fall, it should be nentioned lhal lne lometcini-
nal tact ol "connetcial and 0rganised tax fraud" as
stated in theformerS 370 aAbgabenordnung E0) fGer-
nan fiscal laws) has been rcpealed. In several judge-
nents,the Geman Suprcne Tibunal had explicitly doubt-
ed the constitutiona U of this penal norn which led to
the fact that Gernan tribunals did not apply this nom.
The legislatar has now taken this fact as a reas1n fol
deleting this crininal fact fton the laws. Nonetheless,
in uder lo sdleguad the punishnent af -very senous
cases" of tax fraud the 1ther cininal facß ot tax fraud
have been nodifled or expanded in thei tange of ap-
plication.

So far, the very se ous case ot tax lnud had been
given, when the 1ffendet had evaded taxes to a larce
extent and additionally acted out oi pure self-interest.
Deternining it pure selfinbrest was given produced a
lot of ditficulties in legal practice due to the fact that tol
prcving purc self-intercst petsonal rcasorc and ways of
acting 0f the offender such as "paiicularly repußive" ,
"distinct profit$eeking" ot"pwe greed for naney" had
t0 be den2rcttated in the grounds lot the judgenenL
Aftet the anendnen\ this necessity willbe cancelled.
The legislatot has deleted the uininalfact ofpute sell-
inletesl without substitution. This neans that now a vety
serious case is already given when taxes arc evaded to
a large extent without necessaily taking int1 account a
particula( disposition ofthe lffender The consequences
0f a very seri1us case: the scope ol sentences has been
inüeased considercbly tanEng now hon a nininun
ol 6 nonths' up to | 0 years' prison tems. For conpar
ison:f1r "nornal" intentionaltax fraud legislation prc-
vides penafties of up to 5 yearc orfines.

At the sane tine, there is now a new cininal fact 0f
setious tax lraud, i. e. otgan ised evasion 0fturn0vertax
ot excise taJ. fhis anendnent has t0 be rcgarded as a
c1npensatiqn fqr lhe deletion of S 370 a A0 which was
fornerly neantto punish c1nnercialand organised tax
fraud as a crine.

The crininal fact ofillegallat dealing 5 374 A0 has been
given ls own scope of sentences ranging frcn up to 5
years to fines, oryanised i egal tax dealing is put in
the sane category as connercial i egal tax dealing
with a scope of sentences ranging fron a nininun 0f
6 nonths' to up t0 | 0 yeats' ptison tems. Additionally,
als1 the aftenpt 0f illegal tax dealing has now been
nade a punishable offence.

F1r a long tine aheady, the Fedetal Govennent had an-
nounced the crcati1n of a harnonious, overall systen
0f secret inv$tigatiqn nethods fot ctininal cases.
According to releases of the Federal GovennenL the
nunbet of decrces for teleconnunication surveillance
has increased considerably in the last tew years in terns
0f absolute figures. Bearing in nind, howevet, the con-
siderable groüh of the Geman nobile telephone naF
ket and the fact that ctininals intentionally use a larye

nunber 0t nnbile phones in order t0 evade surveil-
Iance neasures, it nust be said that the surveillance
intensw has actually deueased with rcspect to the
nunbet of shadowed telephones conparcd to the per
nanently increasing nunbet ol rcgistercd telephones,
accotding to the reasoning lor the law

S100a Skafprozessordnuq \StPl) (Geman code of
c(ininal pr1cedure) rcgulates the conditions fu the de-
crces for teleconmunication suryeillance without the
knowledge of the Nßon concemed and has been
revised conpletely by neans otthe new law 0n telecon-
nunication surveillance and othet neans 0f undercovel
investigatiqns. According to thß revisiqn, this sort of
neasürcs is now basically pemtlled il lherc is suspi
c/br 0f a seri0us criminal act. This phrase can c1vel
crininal act€ with a nininun maxinun sentence of
5 years' pris1n term, in individual cases als1 with shofter
ptisqn tems if a padiculat inpqrtance ofthe legally pro-
tected g00d u a special public intercst in cininal pros-
ecutiqn is given. Mhin the franework of this tange of
sentences, Iegal nitigations tot less ,eious cases will
not be taken into account.

Additiona y, 5 | 00 a Abs. 2 StP1 gives a conüete list of
crininal acts which can lead to deuees on secrct sut-
veillance neasurcs. ln lhis context, it is new that sei-
ous crininalfacts according to the tax c1de will be in-
cluded int1 the catalogues of acß which allow telecon-
nunication surveillance upon suspicion.

lncluding paiiculady sen\us cases of tat evasion as
per I370Abs.3 Satz 2 Nr 5Ä0 n. t {i. e. organised and
repeated evasion 0f tumover 0r excise taxes) ls lniended
t0 inpr1ve the pr1secuti1n 0f so'called tumover tax
nundabouß which uryenUy call fot pnctical action.
This s'tl of econonic and transactional c nes rcquircs
oryanisational sttuctures which, accoding to the legis-
latot, are not accessible fr1n outside by neans of dis-
cl osed investigations.

Also the crininalfact of connercialor 1rganised ille"
gallax dealing as per S 374 Abs. 2 A0 n. E is to be con-
sidered as oryanised crininality. Ry this cla$ification,
it is planned to prcvent profiting fron connilted tax
evasi1ns and hence als, funding 0f qtganised üini-
nality.

The legislat\r sharyens the swords of investigators, es-
pecially those ot the tax investigators when prosecut
ing cininal act$. Thei nain targeß arc the tields of
serious and organised üininaliv.

Morc than ever beforc, it is the task of the defendet in
tax affairs to nake surc that only those cases are prcse-
cuted by neans of seuettelephone surveillance where
the patliculat seiousness ol the act justnes this spe-
cial nethod 0f prosecution. lt is easy to clain suspicion
fqr such an act, but this will require facts which can be
verified by a judge. Not any soft ol tax delinquency will
justify these nethods of investigati1n. ln this rcspect it
is wotth nentioning the decision of the Federal Consti-
tutional Court of | 1 March 2008 with rcspect to stoing
data, where the c1nditi1ns have been p1inted 1ut un-
der Mlich data co ected have to be placed at the dis-
p1sal 0f the prosecuting authorities. a


